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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 

   

1. Grunderwerbsteuer: Erwerb eines Grundstücks mit Weihnachtsbaumbepflan-

zung 

Urteil vom 23.02.2022, Az: II R 45/19  

2. Kindergeld: Anspruch bei Schulbesuch außerhalb des Gebietes der EU und des 

EWR 

Urteil vom 28.04.2022, Az: III R 12/20  

3. Gewerbesteuer: Keine Betriebsstätte bei fehlender „Verwurzelung“ 

Urteil vom 23.03.2022, Az: III R 35/20  

4. Körperschaften: Gemeinnützigkeit von wissenschaftlichem Editieren  

Urteil vom 12.05.2022, Az: V R 37/20  

5. Offene Gewinnausschüttung: Nacherhebung der Kapitalertragsteuer 

Urteil vom 17.05.2022, Az: VIII R 14/18  

6. Einkommensteuer: Berechnung der Überentnahmen bei Einnahmen-Über-

schuss-Rechnern 

Urteil vom 17.05.2022, Az: VIII R 38/18  

7. Abgabenordnung: Wirksamkeit von Steuerbescheiden nach Eröffnung des In-

solvenzverfahren 

Urteil vom 05.04.2022, Az: IX R 27/18  

   

 

Urteile und Beschlüsse: 

 

1. Grunderwerbsteuer: Erwerb eines Grundstücks mit Weihnachtsbaumbepflan-

zung 

Urteil vom 23.02.2022, Az: II R 45/19 

1. Bemessungsgrundlage für die Grunderwerbsteuer sind diejenigen Leistungen, die 

für den Erwerb des Grundstücks im Sinne des bürgerlichen Rechts zu erbringen sind. 

Eine Gegenleistung für Scheinbestandteile gehört nicht zur Bemessungsgrundlage. 

 

2. Gehölze sind Scheinbestandteile, wenn bereits zum Zeitpunkt von Aussaat oder 

Pflanzung vorgesehen war, sie wieder von dem Grundstück zu entfernen. Das gilt auch 

für sog. Weihnachtsbaumkulturen. 
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2. Kindergeld: Anspruch bei Schulbesuch außerhalb des Gebietes der EU und des 

EWR 

Urteil vom 28.04.2022, Az: III R 12/20 

1. Hält sich ein zunächst im Inland wohnhaftes minderjähriges Kind zu Ausbildungs-

zwecken für mehr als ein Jahr außerhalb des Gebietes der EU und des EWR auf, be-

hält es seinen Inlandswohnsitz in der Wohnung eines oder beider Elternteile nur dann 

bei, wenn ihm in dieser Wohnung zum dauerhaften Wohnen geeignete Räume zur 

Verfügung stehen, es diese objektiv jederzeit nutzen kann und tatsächlich mit einer ge-

wissen Regelmäßigkeit auch nutzt. 

 

2. Eine Beibehaltung des Inlandswohnsitzes kommt dabei im Regelfall nur dann in Be-

tracht, wenn das Kind diese Wohnung zumindest zum überwiegenden Teil der ausbil-

dungsfreien Zeiten tatsächlich nutzt. 

  
 

  

  

3. Gewerbesteuer: Keine Betriebsstätte bei fehlender „Verwurzelung“ 

Urteil vom 23.03.2022, Az: III R 35/20 

1. Eine Betriebsstätte i.S. von § 12 Satz 1 AO erfordert eine Geschäftseinrichtung oder 

Anlage mit einer festen Beziehung zur Erdoberfläche, die von einer gewissen Dauer 

ist, der Tätigkeit des Unternehmens dient und über die der Steuerpflichtige eine nicht 

nur vorübergehende Verfügungsmacht hat (Bestätigung der ständigen Rechtspre-

chung). 

 

2. Unter bestimmten Voraussetzungen können auch Räumlichkeiten dann eigene Be-

triebsstätten i.S. des § 12 Satz 1 AO sein, wenn es sich hierbei um solche einer einge-

schalteten Dienstleistungs- oder Managementgesellschaft handelt und hierüber kein 

vertraglich eingeräumtes eigenes Nutzungsrecht besteht ( BFH-Urteile vom 

23.02.2011 – I R 52/10 , BFH/NV 2011, 1354; vom 24.08.2011 – I R 46/10 , BFHE 

234, 339, BStBl II 2014, 764). Dies gilt aber nur, wenn die fehlende Verfügungsmacht 

über die Geschäftseinrichtung oder Anlage des Dritten durch eine eigene unternehme-

rische Tätigkeit vor Ort ersetzt wird (beispielsweise Identität der Leitungsorgane, fort-

laufende nachhaltige Überwachung in den Räumlichkeiten des Auftragsnehmers). 

 

3. Ohne eine gewisse räumliche und zeitliche "Verwurzelung" des Unternehmens vor 

Ort fehlt es an dem für eine Betriebsstättenbegründung erforderlichen Dienen der Ge-

schäftseinrichtung oder Anlage für eigene unternehmerische Zwecke i.S. des § 12 Satz 

1 AO . Allein die Übertragung von auch umfassenden Aufgaben ohne gleichzeitig ei-

gene betriebliche Tätigkeiten vor Ort macht die Betriebsstätte des Auftragnehmers 

nicht zur Betriebsstätte des Auftraggebers. 
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4. Körperschaften: Gemeinnützigkeit von wissenschaftlichem Editieren  

Urteil vom 12.05.2022, Az: V R 37/20 

Eine Körperschaft kann durch das sog. wissenschaftliche Editieren im sog. Peer-Re-

view-Verfahren und der damit verbundenen Open-Access-Publikation ihren steuerbe-

günstigten satzungsmäßigen Zweck der Förderung von Wissenschaft und Forschung 

selbstlos ( § 55 AO ), ausschließlich ( § 56 AO ) und unmittelbar ( § 57 AO ) verfol-

gen. 

  
 

  

 

5. Offene Gewinnausschüttung: Nacherhebung der Kapitalertragsteuer 

Urteil vom 17.05.2022, Az: VIII R 14/18 

1. Wird für eine offene Gewinnausschüttung gemäß § 27 Abs. 5 Satz 2 KStG eine be-

scheinigte Einlagenrückgewähr in Höhe von 0 € fingiert, überlagert die Fiktion bereits 

im Ausschüttungszeitpunkt den Umstand, dass nach der Verwendungsrechnung des § 

27 Abs. 1 Sätze 3 bis 5 KStG kein ausschüttbarer Gewinn verwendet wird. 

 

2. Greift die Fiktion des § 27 Abs. 5 Satz 2 KStG , entstehen die Kapitalertragsteuer 

und die damit verbundenen kapitalertragsteuerlichen Pflichten der steuerentrichtungs-

pflichtigen Kapitalgesellschaft nicht erst mit der Bekanntgabe des gesonderten Fest-

stellungsbescheids für das Einlagekonto als das die Fiktion auslösende Ereignis, son-

dern mit dem Zufluss der Ausschüttung. 

  
 

  

 

6. Einkommensteuer: Berechnung der Überentnahmen bei Einnahmen-Überschuss-

Rechnern 

Urteil vom 17.05.2022, Az: VIII R 38/18 

1. Auch bei Steuerpflichtigen mit einer Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG ist im 

Rahmen der sinngemäßen Anwendung des § 4 Abs. 4a Sätze 2 und 3 EStG perioden-

übergreifend zu ermitteln, ob im betrachteten Gewinnermittlungszeitraum Überentnah-

men vorliegen. 

 

2. Überentnahmen sind bei Einnahmenüberschussrechnern nicht auf die Höhe eines 

niedrigeren negativen Kapitalkontos zu begrenzen, das zum Ende des jeweiligen Ge-

winnermittlungszeitraums nach bilanziellen Grundsätzen vereinfacht ermittelt wird. 
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7. Abgabenordnung: Wirksamkeit von Steuerbescheiden nach Eröffnung des Insol-

venzverfahren 

Urteil vom 05.04.2022, Az: IX R 27/18 

1. Steuerbescheide, mit denen eine positive Steuer festgesetzt wird, können ausnahms-

weise auch nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens wirksam ergehen, wenn sich unter 

Berücksichtigung von Anrechnungsbeträgen insgesamt ein Erstattungsbetrag ergibt 

und auch keine Besteuerungsgrundlagen festgestellt werden, die die Höhe von Steuer-

forderungen beeinflussen, welche zur Tabelle anzumelden sind. 

 

2. Wird die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt, entsteht 

ein Auflösungsverlust nach § 17 Abs. 4 EStG nicht bereits zu dem Zeitpunkt des An-

trags auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens (Bestätigung des Senatsurteils vom 

13.03.2018 – IX R 38/16 , BFH/NV 2018, 721). 

  
 

  

 
 

 
 


